
 
 

TEIL A – BEGRÜNDUNG 
Zur 7. Änderung des  

Bebauungsplans Nr. 13/287 
„Talbenden Rurbenden“ 

           

PLANUNGSVERBAND DÜREN-NIEDERZIER 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Satzungsbeschluss  
Stand: 18.05.2022



 
1 

Inhaltsverzeichnis 

1. Anlass, Ziel und Zweck der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13/287 ............................................... 2 

2. Derzeitige städtebauliche und planungsrechtliche Situation ................................................................... 3 

2.1. Beschreibung des Plangebietes .......................................................................................................... 3 

2.2. Bestehendes Planungsrecht ................................................................................................................ 3 

2.3. Übergeordnete Planvorgaben ............................................................................................................ 3 

2.3.1. Regionalplan....................................................................................................................................... 3 

2.3.2. Flächennutzungsplan .......................................................................................................................... 4 

2.3.3. Landschaftsplan .................................................................................................................................. 4 

3. Inhalt der Planänderung ......................................................................................................................... 4 

4. Hinweise ................................................................................................................................................. 5 

5. Auswirkungen der Planung ..................................................................................................................... 6 

a. Verkehr ................................................................................................................................................... 6 

b. Entwässerung.......................................................................................................................................... 7 

c. Umweltauswirkungen ............................................................................................................................. 7 

d. Artenschutz ............................................................................................................................................. 7 

e. Ausgleich ................................................................................................................................................. 8 

6. Planverfahren ......................................................................................................................................... 8 

7. Kosten ..................................................................................................................................................... 9 

8. Anlagen ................................................................................................................................................... 9 
 



PLANUNGSVERBAND DÜREN-NIEDERZIER  
Bebauungsplan Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“, 7. Änderung 

 

 2 

Begründung 

zur 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“ 

1. Anlass, Ziel und Zweck der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13/287 

Der Bebauungsplan Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“ umfasst das Verbandsgebiet des Planungs-

verbandes Düren - Niederzier. Zu den Aufgaben des Verbandes gehören die verbindliche Bauleitpla-

nung für das Verbandsgebiet sowie die Durchführung sämtlicher Planungs- und Baumaßnahmen zur 

Erschließung des gemeinsamen Gewerbe- und Industriegebietes im Auftrag der beiden Mitgliedsge-

meinden. Der Verbandsversammlung obliegt das Recht, Satzungen zu erlassen. 

Der Bebauungsplan Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“ ist seit dem 14.05.1994 rechtsverbindlich. 

Der Bebauungsplan wurde zuletzt mit der 6. Änderung mit Rechtkraft vom 04.10.2018 geändert. Der 

Bebauungsplan setzt verschiedene GI- und GE-Gebiete fest.  

Die Herrichtung der gewerblichen Bauflächen im interkommunalen Gewerbegebiet Rurbenden - Tal-

benden wurde aus Zuschussmitteln der Stadterneuerung gefördert. In den Nebenbestimmungen des 

Förderbescheides aus dem Jahr 1993 wurde unter anderem festgelegt, dass die Ansiedlung von Dis-

tributionszentren (z.B. Speditionen) nicht zulässig ist. Ziel dieses Verbotes war, die Entwicklung eines 

tatsächlich interkommunalen, d.h. von der Struktur durchmischten Gewerbegebietes sicherzustellen. 

Im Bebauungsplan ist daher zur Art der baulichen Nutzung festgesetzt, dass in allen Gewerbe- und 

Industriegebieten Speditionen und Betriebe der Warendistribution, soweit sie als Gewerbebetriebe 

aller Art gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO in Gewerbe- und Industriege-

bieten allgemein zulässig wären, unzulässig sind. 

In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, dass insbesondere der Ausschluss von Distributionsbe-

trieben die Vermarktung des Gewerbegebietes erschwert hat. Vermehrten Flächennachfragen aus 

dieser Branche konnte in der Vergangenheit nicht nachgekommen werden. Um die Vermarktbarkeit 

seiner Flächen zu verbessern, hat der Planungsverband Düren Niederzier Ende 2008 beim Fördermit-

telgeber beantragt, die in den Nebenbestimmungen des Förderbescheides getroffene Festlegung, 

dass die Ansiedlung von Distributionsbetrieben nicht zulässig ist, aufzuheben. Der Fördermittelgeber 

hat dem Antrag mit Bescheid vom 04.09.2009 stattgegeben und festgestellt, dass die Zulassung der 

Ansiedlung von Distributionsbetrieben der Erreichung des angestrebten Förderzweckes nicht entge-

gensteht. Die zuletzt erfolgte 6. Änderung des Bebauungsplans wurde somit durchgeführt, um Spedi-

tions- und Logistikbetriebe künftig planungsrechtlich zuzulassen. 

Anlass der vorliegenden 7. Änderung des Bebauungsplans ist das konkrete Ansiedlungsinteresse ei-

nes solchen Betriebes. Allerdings stehen die derzeitigen Festsetzungen des Bebauungsplans in Form 

von Verkehrsflächen und Höhenfestsetzungen der Ansiedlung entgegen. Die Gewerbeflächen wur-

den seinerzeit kleinteilig ausparzelliert und entsprechend über Verkehrsflächen erschlossen. Logis-

tikbetriebe benötigen zum Teil jedoch immense Flächengrößen, die derzeit im Plangebiet nur unter 

Verzicht auf Teile der festgesetzten Verkehrsflächen bereitgestellt werden können. Daher sollen im 

Rahmen der vorliegenden Änderung die bestehenden Verkehrsflächen teilweise den gewerblichen 

Bauflächen zugeführt werden. Auch die derzeitigen Höhenfestsetzungen wurden kleinteilig entspre-

chend der unterschiedlichen Gewerbeflächen gegliedert. Um eine einheitliche Höhenfestsetzung für 

Distributionsbetriebe zu ermöglichen, sollen die neu gegliederten Gewerbeflächen eine einheitliche 



PLANUNGSVERBAND DÜREN-NIEDERZIER  
Bebauungsplan Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“, 7. Änderung 

 

 3 

Höhenfestsetzung erhalten. Die Höhenfestsetzungen sollen in einem verträglichen Maß angepasst 

werden, sodass das Ortsbild keine erhebliche Beeinträchtigung erfährt. 

 
Weitere Planungsziele werden mit der Planänderung nicht verfolgt. Die Inhalte der Planänderung 

werden in Kapitel 3 weitergehend erläutert.  

2. Derzeitige städtebauliche und planungsrechtliche Situation 

2.1. Beschreibung des Plangebietes 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“ erstreckt sich so-

wohl über Teilbereiche des Dürener Stadtgebietes, als auch über Teilflächen innerhalb der Gemeinde 

Niederzier. Im Süden wird das Gebiet durch die A4 begrenzt. Im westlichen Verlauf grenzt der Be-

bauungsplan an ein bereits bestehendes bebautes Gewerbegebiet. Im Südwesten bildet die B56 (Jüli-

cher Straße) eine Abgrenzung. Östlich sind vorwiegend Acker- und Freiflächen vorzufinden und nörd-

lich grenzt das Gewerbegebiet an ein bestehendes Wohngebiet der Ortschaft „Huchem-Stammeln“. 

Das Gebiet ist bereits im südwestlichen Bereich durch gewerbliche Lager- und Produktionshallen 

bebaut. Die vorliegende 7. Änderung bezieht sich daher lediglich auf die nordöstlichen Flächen des 

Bebauungsplans, die derzeit noch durch Ackerflächen und landwirtschaftlichen Zuwegungen be-

stimmt sind. Der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung umfasst somit auf Dü-

rener Stadtgebiet die Flächen Gemarkung Arnoldsweiler, Flur 1, Flurstücke 856, 859, 869, 871, 872, 

874, 966, 978-980, 982, 983 sowie Teile der Flurstücke 858, 865-868 und 873. Ebenfalls inbegriffen 

sind auf Seiten der Gemeinde Niederzier die Flächen Gemarkung Huchem-Stammeln, Flur 4, Flurstü-

cke 191/1, 193, 194, 195/1, 198/1, 199, 203/1, 255-257, 58/1, 262 und 268 sowie Teile des Flurstücks 

538. 

2.2. Bestehendes Planungsrecht 

Für das Plangebiet ist der Bebauungsplan Nr. 13/287 „Talbenden – Rurbenden“ seit dem 14.05.1994 

rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan wurde zuletzt durch die 6. Änderung mit Rechtskraft vom 

04.10.2018 geändert. Der Bebauungsplan setzt verschiedene GI- und GE-Gebiete fest, in denen je-

weils unterschiedliche Festsetzungen hinsichtlich der Zulässigkeit und Unzulässigkeit einzelner Nut-

zungen getroffen werden. Darüber hinaus werden im Bebauungsplan große zusammenhängende 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Des Wei-

teren setzt der Bebauungsplan 13/287 Verkehrsflächen und Öffentliche Grünflächen fest.  

2.3. Übergeordnete Planvorgaben  

2.3.1. Regionalplan 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, stellt für das Plange-

biet einen „Gewerbe- und Industriebereich“ (GIB) dar. Bereiche für gewerbliche und industrielle Nut-

zungen (GIB) dienen der Ansiedlung, dem Ausbau und der Bestandssicherung solcher gewerblicher 

Betriebe, die wegen ihres großen Flächenbedarfs, ihrer Emissionen oder ihrer besonderen Standort-

anforderungen nicht in den Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) integriert werden können. Die Ziele 

des Regionalplans stehen der Planung nicht entgegen.  
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2.3.2. Flächennutzungsplan 

Die Flächennutzungspläne der Gemeinde Niederzier und Stadt Düren stellen das Plangebiet als ge-

werbliche Baufläche dar. Die Darstellungen im Flächennutzungsplan stehen der Planung nicht entge-

gen. Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist zur Umsetzung der 7. Änderung des Bebauungs-

plans 13/287 nicht erforderlich.  

2.3.3. Landschaftsplan  

Das Plangebiet ist bereits heute vom räumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes erfasst. Da-

mit sind die Festsetzungen von Landschaftsplänen gemäß § 20 Abs. 3 LNatSchG NRW au0er Kraft 

getreten. 

3. Inhalt der Planänderung 

Der bisherige Ausschluss von Speditionen und Betrieben der Warendistribution wurde für den Be-

bauungsplan Nr. 13/287 durch die 6. Änderung aufgehoben.  

Um die Ausnutzung der verbleibenden, bisher unbebauten Flächen für die Ansiedlung von Speditio-

nen und Distributionsbetrieben zu optimieren, sollen im Rahmen der vorliegenden Änderung die 

Verkehrsflächen im Nordosten des Plangebietes verringert sowie einheitliche Höhenfestsetzungen 

getroffen werden.  

Die Verkehrsfläche, welche ausgehend von der Straße „Talbenden“ in nördlicher Richtung verläuft, 

soll bis zu dem bestehenden Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Thyssengas GmbH aufge-

hoben werden. Dieses Geh-, Fahr- und Leitungsrecht kreuzt die bestehende Verkehrsfläche derzeit 

etwa in der Mitte, sodass es zu einer deutlichen Reduktion der Verkehrsfläche kommt. Um einen 

reibungslosen Verkehrsablauf zu gewährleisten, wird am Ende der Verkehrsfläche ein Wendeham-

mer ausgebaut. Die übrigen bisher als Verkehrsfläche festgesetzten Flächen werden künftig den Ge-

werbegebieten GE2 und GE3 zugeordnet.  

Die im Bebauungsplan festgesetzten Höhen der Gewerbegebiete weisen ein Gefälle von Süd nach 

Nord auf. Dabei bleibt im Norden des Bebauungsplans die Traufhöhe unterhalb der festgesetzten 

Oberkante zurück, weshalb eine Ausnutzung der maximal zulässigen Oberkante –Höhen bei Flachdä-

chern durch die niedrigere Traufhöhe verhindert wird. Daher sollen in den Gewerbegebieten die 

Höhen einheitlich auf 15 m für die Oberkante der Dachhaut festgesetzt werden. Eine Abstufung zwi-

schen den Industriegebieten im Süden mit 18 m zulässiger Gesamthöhe und der im Norden anschlie-

ßenden Wohnbebauung ist damit weiterhin gegeben. Durch die zwischen dem nördlich gelegenen 

Wohngebiet und dem Gewerbegebiet festgesetzte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft wird ein ausreichender Abstand gewahrt. Aufgrund 

der Pufferfunktion der Maßnahmenflächen und der großflächigen Eingrünung des Gewerbegebietes 

werden die höheren Gebäude zu keiner Störung des Ortsbildes führen.  

Im Rahmen der Anpassung der Höhenfestsetzung werden zudem eindeutige untere Bezugspunkte für 

die maximale Höhe baulicher Anlagen im gesamten Plangebiet festgelegt.  
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4. Hinweise 

Im Rahmen der Beteiligung zum Planverfahren können Hinweise in das Verfahren eingebracht wer-

den, die in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Nach erfolgter Frühzeitiger Beteiligung an-

lässlich des Planverfahrens zur vorliegenden 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13/287 wurden 

entsprechende Hinweise vorgebracht. Diese werden im Folgenden aufgeführt und ergänzend zu den 

bereits vorliegenden Hinweisen der vorangegangenen Änderungsverfahren sowie des Ursprungsbe-

bauungsplanes mit in den Bebauungsplan der vorliegenden 7. Änderung aufgenommen. 

1.  vermutetes Bodendenkmal 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans befindet sich die so genan-
nte Rurstellung, ein vermutetes Bodendenkmal. Sollten Eingriffe in dieses vermutete Boden-
denkmal geplant sein, wäre im Vorfeld oder baubegleitend durch eine Sachverhaltsermittlung 
die Denkmalqualität (Erhaltung und Ausdehnung) dieser Bodendenkmäler zu klären. 

8. Bergbau 

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes befindet sich über dem auf 
Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Union 117“. Eigentümerin dieses Bergwerksfeldes ist 
die RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, Stüttgenweg 2 in 59035 Köln. Aus-
weislich der bei der Bezirksregierung Arnsberg – Abt. 6 (Bergbau und Energie in NRW) 
vorliegenden Unterlagen ist im Bereich des Planvorhabens kein Abbau von Mineralien doku-
mentiert. Danach ist mit bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. 

9. Sümpfungsmaßnahmen 

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen 
des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Eine Zunahme der 
Beeinflussung ist nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen Sümp-
fungsmaßnahmen ein Grundwasseranstieg zu erwarten. Hierdurch bedingte Bodenbewegung-
en können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche füh-
ren. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Boden-
bewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 

10. Verkehrsemissionen der A4/B56 

Aus dem Bebauungsplan heraus bestehen gegenüber der Straßenbauverwaltung keine recht-
lichen Ansprüche auf aktive und/oder passive Schutzmaßnahmen gegen Verkehrsemissionen 
der A4/B 56 auch künftig nicht. Dabei weise ich darauf hin, dass bei Hochbauten mit Lärmre-
flexionen zu rechnen ist. Eventuell notwendige Maßnahmen gehen zu Lasten des Pla-
nungsverbandes. 

Bei Änderungen im Fahrbahnbereich können für Bestandsbauten Emissionsschutz auslösende 
Maßnahmen erforderlich werden, die ebenfalls zu Lasten des Planungsverbandes durchzufüh-
ren sind. 

11.  Richtfunk 

Durch das Plangebiet verläuft eine Richtfunktrasse der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG. 
Der Verlauf wurde nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Bei der Errichtung und/oder Änderung von baulichen Anlagen im Trassenverlauf ist folgendes 
zu beachten:  

Zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen ist ein horizontaler Schutzabstand von mindestens +/- 30 
m und ein vertikaler Schutzabstand von mindestens +/- 15 m einzuhalten. Zur Ermittlung der 
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genauen Höhenlage der Richtfunkverbindung sowie der ihr zugehörigen Fresnelzone und der 
sich daraus ergebenden konkreten Schutzabstände ist die Telefónica Germany GmbH & Co. 
OHG, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg zu kontaktieren. 

12.  Störungs- und Brutvermeidung 

Zur Vermeidung von Vogelbruten und Störung vorhandener Vogelarten ist die Baufläche 
frühzeitig zu ihren Rändern hin in Form von ca. ≥ 2 m hohen Wällen abzuschieben. Hiermit 
wird das Gelände für die Feldlerchen, die eine ungestörte Fernsicht schätzen, unattraktiv ge-
staltet. Die Flächen sind in ca. 1 ha große Teilstücke zu parzellieren, damit sich keine anderen 
planungsrelevanten Vogelarten niederlassen. Die Teilflächen können beispielsweise durch 
Wälle, Erdhügel, Pfostenreihen, abgestellte Baumaschinen und LKW sowie der Lagerung von 
Baumaterialien ebenfalls für die Vögel unattraktiv gestaltet werden. 

Das Abschieben des Bodens erfolgt bestenfalls zwischen Mitte September und Ende Januar. Al-
ternativ ist das Abschieben auch zwischen der ersten und zweiten Vogelbrut der Feldlerche 
(Mitte Mai bis Anfang Juni) möglich, dies erfordert jedoch vorherige Kartierungen.  

Im südöstlichen Bereich ist diese Maßnahme nicht notwendig, da dort die Baumaßnahmen 
bereits begonnen haben. 

 

5. Auswirkungen der Planung 

a.  Verkehr 

Negative verkehrliche Auswirkungen sind durch die 7. Änderung des Bebauungsplans nicht zu erwar-

ten. Die festgesetzten Verkehrsflächen werden in ihrer Straßenlänge, jedoch nicht in der Ausbaubrei-

te reduziert. Der Begegnungsverkehr von LKW-LKW gemäß RaSt ist somit weiterhin problemlos mög-

lich. Die geplante Wendeschleife sorgt zudem für einen reibungslosen Verkehrsablauf. Mit einer Zu-

nahme des Verkehrsaufkommens ist durch die Planänderung nicht zu rechnen. Vielmehr könnte die 

Reduktion der Verkehrsfläche zu einer Minderung des Verkehrsaufkommens beitragen, da künftig 

lediglich ein Betrieb an Stelle mehrerer kleiner Betriebe Lieferverkehre auslöst. Die Verkehrssituation 

wurde zudem in einer verkehrstechnischen Untersuchung dargelegt (vgl. BSV, 2021). Aus der Anpas-

sung ergeben sich folgende Erkenntnisse:   

• Am Knotenpunkt B 56/Stammelner Straße wird die QSV E er-reicht. Durch die 95 %-

Rückstaulängen sind an den Nachbarknotenpunkten keine Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Langfristig ist hier aus Verkehrssicherheitsgründen die Anlage einer Lichtsignalanlage zu prü-

fen, insbesondere wenn zukünftig weitere Entwicklungen im Bereich der Stammelner Straße 

und der Köttenicher Straße geplant werden.  

• Am Knotenpunkt B 56/Bahnhofstraße wird mit dem bestehenden Signalprogrammen vormit-

tags die QSV E und nachmittags die QSV F erreicht. Maßgebend hierfür sind die zusätzlichen 

Kfz-Verkehre der geplanten K 35n, die an der westlichen Zufahrt Mühlenweg angeschlossen 

wird. Durch eine Optimierung bzw. Anpassung der Signalzeiten kann hier aber die QSV D er-

reicht werden.  

• Am Knotenpunkt B 56/Industriestraße wird mit dem bestehenden Signalprogrammen vormit-

tags die QSV C und nachmittags die QSV D erreicht.  
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Zusätzlich wurde die „grüne Welle“ auf der B 56 unter Berücksichtigung der Anpassungen der Signal-

steuerungen überprüft. Die Wirksamkeit der Koordinierung bleibt im Prognose-Planfall 2030 etwa 

auf dem Niveau der Bestandssituation. 

Ein Umbau der Einmündung Talbenden mit Öffnung für den aus dem Gebiet ausfahrenden Kfz-

Verkehr zur B 56 mit einem Rechtsabbiege- und Einfädelungsstreifen wurde nicht betrachtet. Unab-

hängig von der baulichen und einer verkehrstechnischen Realisierbarkeit hätte die Öffnung mit der 

Möglichkeit, rechts auf die B 56 einzubiegen sowohl für die benachbarten nördlichen Knoten-punkte 

an der B 56 als auch für die Straßen im Gebiet selbst positive Auswirkungen, da es hier dann zu einer 

Entlastung, insbesondere durch Schwerverkehrsfahrzeuge, kommt. 

Somit ist langfristig gesehen ein Umbau sinnvoll, um die Verkehrssituation zu entzerren, die Planung 

selbst führt jedoch zu keiner Verschlechterung der bisher durch den bestehenden Bebauungsplan 

ermöglichten Nutzung. 

b.  Entwässerung 

Mit der vorliegenden Änderung werden keine nachteiligen Änderungen an dem bestehenden Ent-

wässerungskonzept begründet. Vielmehr wir durch den Wegfall von festgesetzten Verkehrsflächen 

und der Zuführung dieser Flächen zu den Gewerbeflächen die versiegelte Fläche geringfügig verrin-

gert, sodass die Entwässerungssituation positiv beeinflusst wird.  

c.  Umweltauswirkungen 

Die planbedingten Umweltauswirkungen wurden Verlauf des Verfahrens ermittelt und in einem 

Umweltbericht als Teil der Begründung beschrieben und bewertet. Die Umweltprüfung ist von den 

Kommunen oder kommunalen Planungsverbänden in eigener Verantwortung durchzuführen. Die 

Kommunen oder kommunalen Planungsverbände stellen dazu für jeden Bauleitplan fest, in welchem 

Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. Sie be-

zieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden 

sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes angemessenerweise verlangt werden 

kann. Liegen Landschaftspläne vor, so sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Um-

weltprüfung heranzuziehen. 

d.  Artenschutz 

Bei Bauleitplanverfahren ist den Belangen des Artenschutzes Rechnung zu tragen und ein Eintreten 

der Verbotstatbestände im Sinne des § 44 BNatSchG auszuschließen. 

Im Rahmen der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13/287 Talbenden – Rurbenden bestand der 

Verdacht hinsichtlich eines Vorkommens von Rebhuhn und Feldlerche innerhalb der verfahrensge-

genständlichen Flächen, sodass diesbezüglich eine artenschutzrechtliche Prüfung durch das Büro 

Hering Consult Umwelt- und Landschaftsplanung durchgeführt wurde. Während der Begehungen hat 

sich gezeigt, dass im Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 13/287 Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten der Feldlerche vorhanden waren. Ein Bestehen von Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten konnte für das Rebhuhn ebenfalls nicht ausgeschlossen werden.  

Somit wurden artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen notwendig. Diese haben sowohl 

einen Ausgleich über das Ökokonto „Artenschutz Stadt Düren“ als auch eine CEF-Maßnahme in direk-

tem Anschluss an die Plangebietsflächen umfasst. Der Nachweis über die Funktionalität der Maß-
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nahmen wurde durch ein Monitoring belegt. Die Absicherung der Maßnahmen ist über eine vertrag-

liche Regelung zwischen der Stadt Düren und der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft erfolgt.  

Die artenschutzrechtliche Situation wurde im Rahmen des vorliegenden Planverfahrens erneut ge-

prüft (vgl. Hering Consult 2020). Diese zeigt auf, dass im Rahmen der Kartierarbeiten sowohl Feldler-

chen als auch Rebhühner innerhalb des Plangebietes festgestellt werden konnten. Durch eine Bau-

zeitenregelung ist jedoch nicht mit einem Auslösen von Verbotstatbeständen nach Artikel 5 Vogel-

SchRL und § 44 BNatSchG zu rechnen.  

Notwendige Maßnahmen zur Störungs- und Brutvermeidung (sowohl für Feldlerche als auch für das 

Rebhuhn) sollten zwischen Mitte September und Ende Januar durchgeführt werden. Dieses relativ 

schmale Zeitfenster verhindert, dass bei Ankunft der Feldlerchen aus ihrem Überwinterungsgebiet, 

diese sich überhaupt auf diese Fläche niederlassen. 

Zwischen erster und zweiter Brut der Feldlerche (Mitte Mai und Anfang Juni) wäre ebenfalls eine 

Baufeldfreimachung denkbar. Das exakte Zeitfenster kann schmal ausfallen und ist nur durch Kartie-

rungen vor Ort einzugrenzen. 

Die Baufläche sollte frühzeitig zu ihren Rändern hin in Form von ca. ≥ 2 m hohen Wällen ab-

geschoben werden. Hiermit wird das Gelände für die Feldlerchen, die eine ungestörte Fern-sicht 

schätzen, unattraktiv gestaltet. Im südöstlichen Bereich ist diese Maßnahme nicht not-wendig, da 

dort die Baumaßnahmen bereits begonnen haben. 

Innerhalb dieser relativ großen abgeschobenen Fläche können sich jedoch andere planungsrelevante 

Vogelarten niederlassen. Durch eine kleinere Parzellierung der Fläche in ca. 1ha große Teilstücke 

kann dies jedoch verhindert werden.  

e.  Ausgleich 

Durch die Umsetzung der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13/287 werden keine zusätzlichen 

Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet. Im Sinne des § 15 BNatSchG i.V.m. § 1a BauGB wird der 

Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen und unver-

meidbare Beeinträchtigungen durch geeignete Maßnahmen auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) 

oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Zur Beurteilung der zu erwartenden Eingriffe des Vorhabens 

wurde bereits zur Aufstellung des Bebauungsplans ein landschaftspflegerischer Begleitplan erstellt, in 

dem die Eingriffe in Natur und Landschaft erläutert wurden. Der ermittelte Kompensationsbedarf 

von 140.000 Ökopunkten bzw. ca. 3,5 ha Ausgleichsfläche wurde bereits abgegolten. Da es durch die 

vorliegende Planänderung zu keiner Neuinanspruchnahme von Flächen und sogar zu einer Reduzie-

rung des Versiegelungsgrades kommt, wird kein zusätzlicher ökologischer Ausgleich erforderlich. 

6. Planverfahren 

Die Bebauungsplanänderung schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine bessere Ver-

marktbarkeit des Gewerbe- und Industriegebietes, ohne die angestrebte durchmischte Struktur des 

Gewerbegebietes aufzugeben.  

Da durch die vorliegende Änderung die Grundzüge der Planung berührt sind, wird die Änderung im 

Regelverfahren inklusive Umweltbericht durchgeführt werden. Zur Offenlage wird eine Umweltprü-

fung nach § 2 Abs. 4 durchgeführt, deren Ergebnisse in einem Umweltbericht nach § 2a zusammen-

gefasst werden. Der Umweltbericht stellt einen gesonderten Teil der Begründung dar.  
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7. Kosten  

Kosten entstehen durch die Bebauungsplanänderung, vorbehaltlich der Ingenieurskosten, nicht. 

8. Anlagen  

Teil B der Begründung - Umweltbericht 

 


